
Liebe Leserin, lieber Leser, 

wir wünschen Ihnen ein gesundes und glückliches Jahr 2014. Für die anstehenden 

Aufgaben wünschen wir Ihnen viel Erfolg und das notwendige Glück. Mögen Ihre 

beruflichen Ziele in Erfüllung gehen. 

Die Konsolidierung der öffentlichen Haushalte wird im Jahr 2014 eine Schlüsselauf-

gabe sein. Nach jahrelangen Konsolidierungen stellt sich weniger die Frage nach den 

Schwerpunkten sondern eher die Frage nach dem „wie“. In unserem ersten Beitrag 

beschreiben wir einen Vorgehensplan für die Haushaltskonsolidierung 2014. Die be-

schriebenen acht Punkte sind erforderlich, um ihr die notwendige Erfolgsperspektive 

zu verleihen. 

Im ersten Quartal können Sie unsere Experten aus der Energiewirtschaft und dem Faci-

lity Management persönlich treffen. Rödl & Partner ist vom 11.–13. Februar 2014 auf 

der E-world in Essen sowie vom 25.–27. Februar 2014 auf der FM-Messe in Frankfurt 

am Main vertreten. 

Neue Erkenntnisse beim Lesen wünschen

Martin Wambach    Heiko Pech
Geschäftsführender Partner  Partner
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Haushalt

 > Haushaltskonsolidierung – Einstellungen müssen und können  
verändert werden
Haushaltskonsolidierung als Führungsaufgabe – Ein Tu-Plan

Von Heiko Pech

Das „wie“ ist bekannt, worauf kommt es aber wirklich an?

Die Vorgehensoptionen zur Haushaltskonsolidierung sind alle-
samt bekannt. In einem aufgabenkritischen Prozess werden 
alle Aufgaben auf Veränderbarkeit geprüft. Effizienzsteige-
rung, Standardanpassung, Leistungsverzicht oder Einnahmeer-
höhungen sind die Normstrategien. Strategisch ausgerichtete 
Haushaltskonsolidierungen betrachten bei Standardanpassun-
gen und Leistungsverzicht die Wirkungen auf die strategische 
Entwicklung der Kommune oder des Landes und Bundes. Das 
Wissen über die Methoden zur Haushaltskonsolidierung ist vor-
handen und in der Regel führen die Methoden auch zu Maß-
nahmen, die eine Perspektive für einen ausgeglichen Haushalt 
zeichnen. Die Frage ist nur, ob die politischen Entscheider den 
Maßnahmen ihre Zustimmung geben. Zu Ende gedacht ist dies 
Ergebnis von Führungshandeln.

Die Inhalte eines Konsolidierungsprogramms prägen den 
Konsolidierungserfolg

Die Kosten für die Bereiche Jugend und Soziales steigen von 
Jahr zu Jahr in unterschiedlicher Höhe, allerdings nicht in allen 
Kommunen. Bei denen, die keine Antwort auf die Frage ha-
ben, was im eigenen Handlungsbereich dagegen getan werden 
kann, wird dieser Aufgabenbereich oftmals zum Hemmschuh 
für die Konsolidierung. Einsparungen im freiwilligen Aufgaben-
bereich werden aufgezehrt durch eine jährliche Kostensteige-
rung bei den Erziehungshilfen. Dabei lohnt sich gerade da eine 
tiefengenaue Betrachtung. Entscheidend für den Konsolidie-
rungserfolg ist das Verständnis der Akteure im Jugendamt. Ist 
eine passgenaue Hilfe nur eine fachlich geeignete Hilfe oder 
ist sie eine fachlich und wirtschaftlich geeignete Hilfe? Letztere 
Dimension wird bei führungsschwachen Organisationen ausge-
blendet. Bei steigenden Fallzahlen führt dies zu einer überpro-
portionalen Kostensteigerung bei den Erziehungshilfen. 

Die Angemessenheit der Personalkosten ist zweifelsfrei im Kon-
solidierungsprozess zu klären. Personalkostensenkungen durch 
den Abbau von freiwilligen Aufgaben zählen dabei aus politi-
scher Sicht nur, wenn der Nachweis geführt werden kann, dass 

alle Aufgaben effizient erledigt werden. Diese Klärung bleibt 
in Konsolidierungsprogrammen häufig offen. Erforderlich wäre 
eine umfassende Prozessbetrachtung, um die Potenziale zu he-
ben, die durch ein fehlendes Prozessmanagement existieren. 
Die Schärfe des Konsolidierungsproblems lässt sich an der Qua-
lität der Straßeninfrastruktur ablesen. Instandhaltungen wer-
den nach Kassenlage umgesetzt. Diese wird auch in Zukunft 
schwanken. Insofern muss eine Lösung gefunden werden, wie 
trotz des Konsolidierungsprozesses der Sanierungsstau abge-
baut werden kann. Gerade dieser ist häufig ursächlich für eine 
signifikante Ineffizienz im Straßenunterhalt. Die Lösung des  
Problems kann durch eine organisatorische Neuausrichtung 
des Verkehrsinfrastrukturmanagements herbeigeführt werden. 
Schlagkräftige Organisationen müssen es schaffen, nicht nur 
kreative Wege zur Nutzerfinanzierung zu finden, sondern auch 
Mehrwertdienste durch Nutzung der Straßeninfrastruktur zu 
realisieren. Nur dann sind die Straßenflächen ein wirklicher Ver-
mögensgegenstand im Sinne der Bilanz. 

Dieser Ansatz lässt sich auch auf andere Aufgabenbereiche 
übertragen. Zur Haushaltskonsolidierung gehört auch die Ein-
nahmeverbesserung. Allgemeine Steuerungs- und Gebühren-
anpassungen finden nur selten Zustimmung oder sind ab einer 
bestimmten Höhe faktisch nicht mehr möglich. Deshalb müssen 
andere Einnahmequellen erschlossen werden. Rekommunalisie-
rungen und Bürgerbeteiligungsmodelle sind eine Option. Not-
wendig ist aber eine Durchforstung aller Dienstleistungen einer 
Kommune. Wo sind die Bürger bereit, Angebote und Dienstleis-
tungen zu nutzen und zu bezahlen? Zusatzangebote in Schu-
len, Kindergärten, Museen, Stadtbüchereien oder bei Wasser-
versorgern sind da Bereiche, die spontan in Kreativ-Workshops 
genannt werden. 

Konsolidierungssituationen sind extern und intern induziert. 
Deswegen stellt sich die Frage, wie künftig sichergestellt wer-
den kann, dass die mit „Schweiß und Blut“ beschlossenen Maß-
nahmen dauerhaft sind. Mit einer freiwilligen Schuldenbremse 
kann ein Schutzschirm aufgestellt werden. Also warum nicht 
gleich eine Schuldenbremse mit den Konsolidierungsmaßnah-
men beschließen lassen? 

Die Konsolidierung der öffentlichen Haushalte ist die strategische Schlüsselaufgabe in den nächsten Jahren. Der Erfolg des 
Vorhabens ist kein Zufall. Führungskräfte, die aufgrund ihrer Einstellung davon überzeugt sind, dass Haushaltskonsolidierung 
gelingen kann, werden durch vorbildliches Handeln und überzeugende Kommunikation erkennbare Akzente setzen.



3

Töchter einbeziehen

Erste Gesamtabschlüsse zeigen die finanzwirtschaftliche Be-
deutung des Beteiligungsbereichs. Ohne eine Einbeziehung der 
Töchter in den Konsolidierungsprozess wird eine Konsolidierung 
scheitern, insbesondere wenn die Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage im Gesamtabschluss schlechter ausfällt als im Einzel-
abschluss der Kommune. Bei der Einbeziehung der Töchter in 
den Konsolidierungsprozess sollte auch nicht vor einem „Kon-
zernumbau“ zurückgeschreckt werden. Die Effekte, die sich aus 
einer steuerlichen Rekonstruktion, aber auch durch eine Aufga-
be von Beteiligungen ergeben können, sind erheblich. 

Wissen ist gut, aber erst machen löst die Probleme

Na gut, wird sich der ein oder andere Leser sicherlich denken. 
Das wahre Problem liegt woanders. Richtig! Konsolidierung 
wird im Kopf entschieden. Nur, wenn sich die Einstellung von 
Politik und – und das muss unbedingt hinzugefügt werden – 
von Führungskräften ändert, wird sich etwas bewegen. Kön-
nen aber Einstellungen verändert werden? Auf diese Frage hin 
antworten die allermeisten Führungskräfte mit einem spon-
tanen und überzeugten „Nein“. Und genau an diesem Punkt 
liegt das wahre Problem. Wenn sich eine Überzeugung in der 
Verwaltung breit macht, dass die Politik das Problem ist und 
dies auch nicht verändert werden kann, hat eine Organisation 
verloren. Verloren, weil sie nicht die Kraft aufbringen wird, um 
für das Notwendige und Richtige zu kämpfen. Arbeiten Sie an 
der Einstellung aller Führungskräfte. Nur mit der inneren Über-
zeugung, dass Konsolidierung gelingen kann, wird sie letztlich 
auch gelingen. 

Führung braucht Instrumente 

Neben der inneren Einstellung der Führungskräfte sind auch 
die Instrumente entscheidend, die angewendet werden, um 
Haushalte zu steuern. Mal ehrlich: Hat die Doppik dazu wirklich 
einen Durchbruch gebracht? Mehr Transparenz ja, aber nicht 
mehr Steuerung. Deswegen muss an drei Instrumenten gear-
beitet werden. 
1. Verzahnung der Finanz- und Aufgabenplanung mit einer 

wirkungsorientierten Steuerung

2. Wirtschaftlichkeitsrechnung bei Investitionen

3. Nutzung des Einzel- und des Gesamtabschlusses für die 
Konsolidierung

Zu 1:

Haushaltsplanungen müssen den Budgetgedanken stärker be-
tonen. Dazu gehört, dass die Fachbereiche auf Basis von Eck-
werten für Dezernatsbudgets ihre Aufgaben planen und diese 
mit strategischen Zielen verbinden. Haushalte, bei denen Bud-
gets und Ziele nicht miteinander verbunden sind, lassen sich nur 
mit der Rasenmähermethode konsolidieren. Und dies funktio-
niert bekanntlich lediglich für einen bestimmten Zeitraum. 

Zu 2:

Wirtschaftlichkeitsrechnungen bei Investitionen gehören nach 
den Haushaltsverordnungen zum Standardwerkzeug. Richtig 
angewendet werden sie nur selten. Denn wäre dies der Fall, 
würden in den Haushaltsplanungen nicht nur die Maßnahmen 
dargestellt, sondern auch die Folgewirkungen pro Investitions-
maßnahme sowohl beim Maßnahmenausweis als auch einge-
rechnet in die Erfolgsplanung. Stringenter angewendet würden 
Wirtschaftlichkeitsrechnungen dazu führen, dass einzelne In-
vestitionsmaßnahmen gar nicht oder anders umgesetzt werden. 
Auch die Frage nach der Finanzierung der Folgekosten und der 
Budgetwirkungen bei den Fachbereichen würde beantwortet.

Zu 3:

Die Beratungen über Einzel- und Gesamtabschlüsse sind auch 
immer Anlässe für eine Standortbestimmung. Dies ist aber nicht 
nur eine Frage der fristgerechten Vorlage der Rechenwerke 
sondern auch eine Frage der Informationsqualität. Finanzbe-
richterstattungen auf kommunaler Ebene müssen eine Stand-
ortbestimmung zulassen. Bei öffentlichen Unternehmen ist es 
mittlerweile üblich, dass der Wirtschaftsprüfer mit Benchmarks 
aus seinem Fundus genau dies unterstützt. Ein Ansatz, der sich 
auch auf die Kommune übertragen lässt. 

Ihr Tu-Plan für die Haushaltskonsolidierung

 › Richten Sie die Haushaltskonsolidierung an strategi-

schen Kernzielen aus

 › Nutzen Sie die Stellhebel, die die Kommune im Bereich 

Jugend und Soziales ergreifen kann

 › Führen Sie den Nachweis, dass die Personalkosten 

angemessen sind und optimieren Sie die Prozesse

 › Bauen Sie den Sanierungsstau in der Verkehrsinfra-

struktur ab und verbessern Sie die Wirtschaftlichkeit 

durch eine organisatorische Neuausrichtung

 › Aktivieren Sie das Kreativitätspotenzial für zusätzliche 

Einnahmen

 › Beziehen Sie die Beteiligungen in den Konsolidierungs-

prozess mit ein

 › Beschließen Sie freiwillig eine Schuldenbremse

 › Nutzen Sie drei Instrumente professionell: wirkungs-

orientierte Steuerung des Haushalts, Wirtschaftlich-

keitsrechnungen bei Investitionen und den Einzel- und 

Gesamtabschluss zur Standortbestimmung
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Als Berater werde ich oft gefragt: Was ist Ihre wichtigste Emp-
fehlung, die zum Erfolg bei der Haushaltskonsolidierung führt?
 
Meine Antwort lautet: 

Stärken Sie die Einstellung bei den Führungskräften, dass 
Haushaltskonsolidierung gelingen kann und kämpfen Sie 
bis an die Grenze der Leistungsfähigkeit im politischen 
Raum für Ihre Überzeugung!

Jugend und Soziales

 > Nachhaltigkeit durch inhaltliche Konsolidierung im Bereich Jugend & Soziales 
Einsparungen in transferaufwandgetriebenen Bereichen realisieren

Von Thomas Seitz

Konsolidierungsbemühungen werden häufig von Generalisierungen überschattet. Vielerorts führte die Gleichbehandlung von 
heterogenen Aufgabenbereichen zu finanziellen Schäden, die nur langsam kompensiert werden können. Praxisberichte zeigen 
jedoch immer häufiger, dass Einsparungen in den Bereichen Jugend und Soziales möglich, aber keine Selbstläufer sind. 

Vom Aufwand zur Investition – Qualität in der Fallarbeit 
der Hilfen zur Erziehung (HzE)

Einsparbemühungen auf dem Gebiet der HzE sind immer von 
fachlicher Notwendigkeit der Hilfen einerseits und wirtschaftli-
cher Hilfeerbringung andererseits geprägt. Dies führt regelmä-
ßig zu Konflikten zwischen Fach- und Finanzverantwortlichen. 
Konsolidierungsbemühungen auf diesem Gebiet müssen in ei-
nem ersten Schritt auf den Aufbau breit gefächerter Beratungs-
angebote abzielen, die Fälle i.S.d. §§ 27 ff. SGB VIII vermeiden 
können. Häufig sind im Alltagsgeschäft der Sozialarbeiter für 
solche zusätzlichen Beratungsangebote nur größere Zeitbud-
gets pro Fall nötig. Mit erweiterten zeitlichen Möglichkeiten 
sind viele ASD-Mitarbeiter in der Lage, ein klareres Bild von der 
Situation rund um den Hilfeempfänger zu zeichnen. Es wird ih-
nen ermöglicht, dass, wenn fachlich geboten, die Entscheidung 
gegen eine Hilfeinstallation getroffen werden kann. Anschlie-
ßend an die Intensivierung der präventiven Bemühungen muss 
die Suche nach Einsparpotenzialen im Bereich der HzE in der 
Einzelfallsteuerung fortgesetzt werden. Hier ist von maßgebli-
cher Bedeutung, wie aussagekräftig die aus dem Fachverfahren 
darstellbaren Zahlen sind. Erfahrungen zeigen, dass Einzelfall-
controlling im Zuge der Hilfeplanfortschreibung oftmals als aus-
reichend empfunden wird. Führt man aber die einzelnen Fall-
verläufe in eine intensive Wirksamkeitsprüfung, so wird schnell 
deutlich, dass die Zahlenbasis als nicht ausreichend für die Be-
urteilung der Zusammenarbeit zwischen Jugendamt, Hilfeemp-
fänger, Familie, externen Akteuren und anderen Verfahrensbe-
teiligten angesehen werden kann und damit Rückschlüsse auf 

das wahre Konsolidierungspotenzial verwehrt werden. Gelingt 
es, diese Rückschlüsse objektiv transparent zu machen, so ist 
die Wahrscheinlichkeit einer nachhaltigen Konsolidierung im 
Bereich HzE deutlich erhöht.

Machbarkeit von Einsparungen – Praxisberichte

Aachener Zeitung, 13.12.2012: Die Stadt Düren investiert 
und das Jugendamt spart
Von Stephan Johnen

Was tun, wenn die Kosten für die Jugendhilfe aus dem Ruder 
laufen? Geld ausgeben! Der Rat der Stadt Düren hat sich trotz 
leerer Kassen vor zwei Jahren für Investitionen entschieden und 
zwölf neue Jugendamtsmitarbeiter eingestellt. Kostenpunkt: 
knapp 600.000 Euro im Jahr. Die Theorie hinter dem Projekt 
lautet: Wer heute in der Jugendhilfe investiert, kann morgen 
Geld sparen. „Auch wenn wir anfangs zum Teil belächelt wor-
den sind: Wir haben unsere Ziele erreicht“, bilanzierte am Mitt-
woch Jugendamtsleiter Manfred Savelsberg. „Und das Projekt 
wird zum Regelangebot“, fügt sein Stellvertreter Ansgar Kie-
ven hinzu. Die einst befristeten Stellen wurden in unbefristete 
umgewandelt, damit die Arbeit fortgesetzt wird. Von einem 
„Paradigmenwechsel in der Politik“ sprach gestern gar der Vor-
sitzende des Jugendhilfeausschusses Thomas Floßdorf (CDU). 
Die Politik habe erkannt, dass das Themenfeld des Sozialen 
ernsthaft beackert werden muss. „Auch wenn das Knochen-
arbeit ist und eine Politik der kleinen Schritte erfordert“, sagte 
Floßdorf. Der Erfolg habe diesem Ansatz Recht gegeben. Zur 

Kontakt für weitere Informationen:

Heiko Pech
Diplom-Kaufmann
Tel.:  +49 (9 11) 91 93-36 09
E-Mail:  heiko.pech@roedl.com
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Veränderung in Haltung und Abläufen als Erfolgsgarant

Der inzwischen anerkannte Zusammenhang, dass wirtschaftli-
che Ergebnisse in transferaufwandsdominierten Bereichen nur 
durch adäquaten Personaleinsatz wirtschaftlich bewältigt wer-
den können, ist ein wichtiger Schritt für die weitere finanzielle 
Entwicklung in diesen Gebieten. Nichtsdestotrotz reicht es nicht 
aus, lediglich die Personalressourcen in den relevanten Aufga-
benbereichen zu erhöhen. Vielmehr müssen Mitarbeiter und 
Führungskräfte für veränderte Handlungsweisen gewonnen 
werden. Hierzu gehört u.a. auch, dass Verantwortung für Kos-
ten und Inhalte in den Einzelfällen bei den zuständigen Sachbe-
arbeitern verortet und durch die Führungskräfte überblickt wer-
den. Hierzu müssen die führungsunterstützenden Instrumente 
präzise justiert und täglich aktualisierbar sein. 

Kontakt für weitere Informationen:

Thomas Seitz
Diplom-Betriebswirt (FH)
Tel.:  +49 (9 11) 91 93-35 10                                          
E-Mail: thomas.seitz@roedl.com

Bilanz des Jugendamtes: Weil mehr Personal zur Verfügung 
stand, wurde zunächst die „Bugwelle“ bei der sogenannten 
wirtschaftlichen Jugendhilfe abgetragen, die die Mitarbeiter vor 
sich hergeschoben hatten. So konnte das Amt beispielsweise 
Einnahmen von mehr als einer Millionen Euro verbuchen. Die 
Mitarbeiter rechneten Fälle ab, die an andere Jugendämter ab-
gegeben wurden und ermittelten schneller Kostenbeiträge, die 
Eltern zu entrichten hatten. Ein Beispiel für Einsparungen ist die 
Zahl der Heimunterbringungen: Wurden vor zwei Jahren noch 
157 Fälle verzeichnet, sind es mit heutigem Stand 133. „Bei 
160 Euro pro Tag und Fall ist das eine große Ersparnis“, bilan-
ziert Ansgar Kieven. „Wir haben weiterhin alle Hilfen gewährt, 
die notwendig waren“, fügt Savelsberg hinzu. Es sei nie auf 
Kosten der Kinder und Familien gespart worden. Um das Kin-
deswohl nicht zu gefährden, sei früher eher die Unterbringung 
in einem Heim angeordnet worden. Damals hatte ein Sachbear-
beiter in der Spitze bis zu 90 Fälle, heute sind es unter 40. „Wir 
kennen die Familien besser, können früh eigene Hilfsangebote 
vermitteln anstatt externe Hilfe einzukaufen“, sagt Savelsberg. 
Die Qualität der Betreuung sei gestiegen, die durchschnittliche 
Fallkostenpauschale bei der Familienhilfe von 8000 auf 6000 
Euro gesunken – bei 420 Fällen im Jahr. Rechnerisch liegt das 
Amt 250.000 Euro über der Zielvorgabe der Politik. Das Geld 
bleibt im Topf des Jugendamtes und wird für den U3-Ausbau 
verwendet. „Auch das ist Prävention. Die Früchte dieser Investi-
tion können wir später ernten“, findet Thomas Floßdorf. 
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Kurznotiert
B 56n: Berlin gibt grünes
Licht für den Ausbau
Düren/Berlin.Der Haushaltsaus-schuss des Bundestages hat ges-tern dieMittel für den Beginndes Neubaus der Ostumgehungder B 56n in Düren bewilligt.Bereits für 2013 sindMittel inHöhe von einerMillion Euround für 2014 weitere drei Millio-nen Euro eingeplant, um imZuge des Neubaus der Schoeller-straßenbrückemit den Bauar-beiten zu beginnen. Insgesamtsind für die B 56n im „Infra-strukturbeschleunigungspro-gramm II“ 30Millionen Euroveranschlagt. „Wir gehen davonaus, dass jetzt die Bezirksregie-rung und der LandesbetriebStraßen umgehend alle erforder-lichen Schritte einleiten, damitdie aufschiebendeWirkung derKlage eines Anwohners beimOberverwaltungsgerichtMüns-ter aufgehobenwird“, erklärtendie drei Dürener Bundestagsab-geordneten undDürens Bürger-meister. Die vier Politiker hattenzuletzt einen gemeinsamen Vor-stoß im Bundesverkehrsministe-rium unternommen.

Decathlon hält am
Standort fest
Düren. BekommtDüren doch ei-nen Decathlon-Markt? Die CDUrechnet sich offenbar Chancenaus, dass Decathlon sich an ei-nem anderen, innenstadtnahenStandort ansiedeln könnte. ImGespräch ist ein Areal am Bahn-hof. Dienstag hatte der französi-sche Konzern seinen Bauantragfür einen Markt „Im großenTal“ zurückgezogen, nachdemklar war, dass CDU undGrünegegen diese Pläne stimmenwür-den. „Wir sind nicht gegen De-cathlon.Wir sind gegen denStandort imGewerbegebiet“,sagte der CDU-Fraktionsvorsit-zende StefanWeschke gesternder DZ. „Wir haben den Stand-ort nicht aufgegeben“, betonteThomasWeidner von Deca-thlon auf Anfrage unserer Zei-tung. Decathlon habe den An-trag zurückgezogen, ummitdem neuen Technischen Beige-ordneten der Stadt, dem Bürger-meister und der Bezirksregie-rung das Gespräch zu suchen.So soll die Frage der Städtebau-fördermittel geklärt werden. Ei-nes stellteWeidner klar: „Wirgehen niemals in die Innenstadtundwir gehen nicht auf ein Ge-lände am Bahnhof.“ (sj)

Nach zwei Jahren ziehen die Verantwortlichen Bilanz eines erfolgreichen Projekts. Der Präventionsansatz geht auf.

Zwölf neue Stellen – und das Jugendamt spartGeld
Von Stephan Johnen

Düren. Was tun, wenn die Kostenfür die Jugendhilfe aus dem Ruderlaufen?Geld ausgeben!Der Rat derStadt Düren hat sich trotz leererKassen vor zwei Jahren für Investi-tionen entschieden und zwölfneue Jugendamtsmitarbeiter ein-gestellt. Kostenpunkt: knapp600 000 Euro im Jahr. Die Theoriehinter dem Projekt lautet: Werheute in die Jugendhilfe investiert,kann morgen Geld sparen. „Auchwenn wir anfangs zum Teil belä-chelt worden sind: Wir haben un-sere Ziele erreicht“, bilanzierte ges-tern Jugendamtsleiter Manfred Sa-velsberg. „Und das Projekt wirdzum Regelangebot“, fügte seinStellvertreter Ansgar Kievenhinzu.Die einst befristeten Stellen wur-den in unbefristete umgewandelt,damit die Arbeit fortgesetzt wird.

Von einem „Paradigmenwech-sel in der Politik“ sprach gesterngar der Vorsitzende des Jugendhil-feausschusses Thomas Floßdorf(CDU). Die Zeit repräsentativerGroßprojekte sei zumindest beidenKommunenvorbei. Die Politikhabe erkannt, dass das Themen-feld des Sozialen ernst-haft beackert werdenmüsse. „Auch wenn
das Knochenarbeit
ist und eine Politik
der kleinen Schritte
erfordert“, sagte
Floßdorf. Der Er-
folg habe
diesem
Ansatz
Recht ge-
geben.
Zur Bi-

lanz des
Jugend-

amtes:Weilmehr Personal zurVer-fügung stand, wurde die „Bug-welle“ bei der sogenannten wirt-schaftlichen Jugendhilfe abgetra-gen. So konnte das Amt beispiels-weise Einnahmen vonmehr als ei-

nerMillionen Euro verbuchen.DieMitarbeiter rechneten Fälle ab, diean andere Jugendämter abgegebenwurden und ermittelten schnellerKostenbeiträge, die Eltern zu ent-richten hatten. Ein Beispiel fürEinsparungen ist die Zahl derHeimunterbringungen: Wurdenvor zwei Jahren noch 157 Fälle ver-zeichnet, sind es mit heutigemStand 133. „Bei 160 Euro pro Tagund Fall ist das eine große Erspar-nis“, bilanzierte Kieven. „Wir ha-ben weiterhin alle Hilfengewährt, die notwendigwaren“, fügte Savelsberghinzu. Es sei nie auf Kos-

ten der Kinder und Familien ge-spart worden. Um das Kindeswohlnicht zu gefährden, sei früher je-doch eher dieUnterbringung in ei-nem Heim angeordnet worden.Damals hatte ein Sachbearbeiter inder Spitze bis zu 90 Fälle, heutesind es unter 40. „Wir kennen dieFamilien besser und können früheigene Hilfsangebote vermittelnanstatt externe Hilfe einzukau-fen“, sagte Savelsberg.DieQualitätder Betreuung sei gestiegen, diedurchschnittliche Fallkostenpau-schale bei der Familienhilfe von8000 auf 6000 Euro gesunken – bei420 Fällen im Jahr. Rechnerischliegt das Amt 250 000 Euro überder Zielvorgabe der Politik. DasGeld bleibt im Topf des Jugendam-tes und wird für den U 3-Ausbauverwendet. Floßdorf: „Auch das istPrävention. Die Früchte dieser In-vestition ernten wir später.“

Manfred Savelsberg,Thomas Floßdorf undAnsgar Kieven (v. l.)zogen eine positive Bi-lanz. Foto: Johnen

Berufungsgericht kann nicht ausschließen, dassVertragspartner eine Beratung geleistet haben.Anhaltspunkte für Scheinverträge nicht ausreichend.

Freispruch vom
BetrugsvorwurfimFDP-Prozess

VonWolfgang Schumacher
Düren/Aachen. „Bloße Vettern-wirtschaft ist strafrechtlich nichtunbedingt relevant“, will heißen:nicht unbedingt strafbar. DieserSatz war eine der Kernfeststellun-gen in der Urteilsbegründung desVorsitzenden Richters am Aache-ner Landgericht, Norbert Gatzke,der gestern am späten Nachmittagdie Angeklagten und FDP-Kreis-tagsmitglieder Rudi Frischmuthund Helmut Jansen vom Vorwurfdes Betruges in der Berufungsver-handlung freisprach.
Mit auf der Anklagebank solltedie Tochter des stellvertretendenFraktionsvorsitzenden Jansen sit-zen. Vorwurf hier: Beihilfe zumBe-trug. Sie aber hatte sich amTag derUrteilsverkündung krankgemel-det, das Gericht verzichtete nacheiner langen Beweisaufnahmeüber sechs Verhandlungstage aufeine neuerliche Verschiebung derVerhandlung.

Nervliche Belastung

Der von den Verteidigern in zwei-ter Instanz geforderte Freispruch –das Dürener Amtsgericht hatteempfindliche Geldstrafen ver-hängt – löste bei den Familienmit-gliedern im Saal Freude und Er-leichterung aus. In den Schluss-worten bekräftigte Jansen, dienervliche Belastung des Strafver-fahrens über die lange Zeit sei im-mens für die Familie gewesen.Und doch können die Liberalenfroh sein.Dennmit einigen blauenAugen sind der Fraktionsvorsit-zende und sein Vize aus dieser ausdem Jahr 2005 und 2006 herrüh-renden Geschichte herausgekom-men. Richter Gatzke machte ges-tern mit deutlichen Worten klar,

dass es zahlreiche Anhaltspunktefür die Richtigkeit des Vorwurfs ge-geben habe, dass die Liberalen da-mals mit Scheinverträgen gearbei-tet und somit Haushaltsgelder desKreises veruntreut hätten. Das Be-rufungsgericht habe allerdingsnichtmit erforderlicher Sicherheitausschließen können, dass Bera-tungsleistungen von den Vertrags-partnern erbracht worden seien.Bei diesenhandelte es sich um Jan-sens Tochter und den Ehemannder damals gerade ausgeschiede-nen FDP-Fraktionsassistentin.Hier lag die Kritik amerstinstanzli-chenUrteil. Dennnicht alleine dasAlter könne als Begründung füreine nicht erbrachte Leistung her-halten. Der 2005 für seine Sach-kompetenz in Energiefragen be-zahlte Ingenieur sei zwar über 80Jahre alt, aber geistig rege undfachlich anerkannt. Auch JansensTochter habe durchaus – anders alsdas derHauptbelastungszeuge undehemalige FDP-Fraktionsschatz-meister Stefan Pohl darstellte – dieKompetenz besessen, die Fraktionin Haushaltsfragen zu beraten.Pohl hatte mit einer Selbstan-zeige die Sache ins Rollen ge-bracht. Die Beschuldigten sahendas als einen Racheakt des jungenKreistagsabgeordneten an, dernachQuerelenmit Frischmuth zurFreien Liste im Dürener Kreistaggewechseltwar. Pohl hatte angege-ben, die Verträge seien nicht nurzum Schein abgeschlossen, son-dern auch rückdatiert worden.Ge-gen ihn selbst sind noch zwei Ver-fahren anhängig. Auch deshalb seian seinen Vorwürfen „wohl etwasdran“. Richter Gatzke äußerte inseinem Urteil großes Verständnisfür Bürger, die sich von der „An-spruchsmentalität der Politiker“abgestoßen fühlten.

Merkener Grundschüler backen für die Löwenpreis-Träger Plätzchen

„Wir haben viel und geben gerne“
Merken. Spritzgebäck ist ein Klassi-ker, der auch in derWeihnachtsbä-ckerei der Gemeinschaftsgrund-schule Merken nicht fehlte. Dochdas, was die Kinder, Eltern undLehrer dort zauberten, war einewahre kulinarische Weltreise: Sounterschiedlich die Kinder sind, sovielseitig waren auch die RezeptefürWeihnachtsgebäck undNasch-werk. Und die Kinder hatten sicheiniges vorgenommen, schließlichwollen sie ihr Backwerk für einenguten Zweck spenden und fast 250Menschen aus Düren damit eineFreudemachen.
Aus der Zeitung haben die Schü-ler von den Weihnachtsfeiern füralleinstehende, ältere und einsameMenschen im Papst-Johannes-

Haus der Gemeinde St. Anna undim Thomas-Morus-Haus von St.Antonius erfahren. Die ehrenamt-lichen Organisatorinnen GiselaFrenken und Lieselotte von Amelnwurden stellvertretend für alleHel-fer deswegen auch mit dem Lö-wenpreis des Lions Clubs Düren-Rurstadt ausgezeichnet (wir be-richteten). Diese Feiern wolltendie Schüler unterstützen – undPlätzchen für die Gäste backen.
Drei TageArbeit

„Wir waren so angetan von demwas die beiden Frauen und ihreHelfer leisten, dass wir auch etwasdazu beitragen wollten“, berichtetSchulleiterin Eva-Maria Rinkens-

Seebald. „Wir haben viel und ge-ben gerne“, fügt sie hinzu. DieWeihnachtsbäckerei ist schließ-lich in der Schule eine gute Tradi-tion. „Wir haben vor 22 Jahren da-mit angefangen, damals noch inder alten Lehrküche“, erklärt dieSchulleiterin. Eine Tradition, diein der neuen Küche der OffenenGanztagsschule fortgesetzt wird.Andrei Tagenhaben alle Schülerder Grundschule mit Unterstüt-zung von Eltern und Lehrern flei-ßig Plätzchen gebacken.Die Elternhaben die Zutaten gespendet undauch viele Keksdosen zur Verfü-gung gestellt, damit das Backwerkfür alle Besucher der Weihnachts-feiern auch frisch und leckerbleibt.
(sj)

Die Schüler der Gemeinschaftsgrundschule Merken haben sich mächtig ins Zeug gelegt, um für fast 250 allein-
stehende und bedürftige Menschen in Düren Plätzchen zu backen.

Foto: Johnen

hans engels (63),
Sozialpädagoge aus Kelz„Manchmal gelingtWeih-nachten nur dann, wennmanMenschen dieMei-nung gesagt hat und denzahlreichen Nörglern undMeckerern den Rücken zu-gewandt hat.“

DZ-Adventskalender

Die Mehrheit sieht keinen Sinn, die Bürger weiter zu belasten. Bürgermeisterin kritisiert den fehlenden Willen zum Sparen.

NideggensRat spricht sich gegen höhere Steuern aus
Von franz SiStemich

Nideggen. Die Mehrheit im Nideg-gener Rat stand fest. Deshalb blei-ben die Steuern und Gebühren fürdas Jahr 2013 in der Stadt Nideg-gen auf dem aktuellen Niveau.CDU, FDP, die Menschen für Ni-deggen, SPD-Mann Jochen Erlerund der fraktionsloseWalter Obla-den stimmten beispielsweise beiden Grundsteuern und Gewerbe-steuer gegendieVerwaltungsvorla-gen. Bürgermeisterin Margit Gö-ckemeyer, die Unabhängigen und

die Bündnis-Grünen befandensich in der Minderheit. Und auchbei der Hundesteuer, bei der Sat-zung zur Zweitwohnungssteuerund bei der Vergnügungssteuergab es keineMehrheiten für die Be-schlussvorlagen der Verwaltung.Die Steuerhebesätze beispiels-weise sollten wegen des Sanie-rungsplanes von 300 auf 500(Grundsteuer A), von 450 auf 600(Grundsteuer B) und von 420 auf450 Prozent (Gewerbesteuer) er-höhtwerden. Nein sagte dieMehr-heit auch bei der Hundesteuer, de-

ren Erhöhung rund 13 000 Euromehr in die Kasse der klammenStadt gespült hätte.
Bei der Diskussion um die 13Jahre alte Zweitwohnungssteuer,deren Hebesatz unverändert blei-ben soll, weil durch eine Optimie-rung des Veranlagungswesens dieErträge beträchtlich gesteigertwer-den konnten, erhitzten sich dieGemüter an der Einführung einerSteuer für Dauercamper. Rund 100Euro im günstigsten Fall müsstendie Dauerurlauber zusätzlich be-zahlen. Dieser Punkt wurde ver-

tagt, weil 2013 über eine Touris-musabgabe unterwelchemNamenauch immer diskutiertwerden soll.Die von der Ratsmehrheit abge-lehnte VergnügungssteuersatzungwirdGöckemeyer beanstanden, dasie gegen geltendes Recht verstoße.
Daumenschrauben

Die Mehrheit von CDU, SPD, FDP,MfN und Walter Obladen lehntendie Beschlussvorlagen ab, weil diezusätzlichen Einnahmen die Stadtauf ihrem Weg zu einem Haus-

haltsausgleich keinen Schritt wei-ter bringen, die Bürger aber unnö-tig belasten würden. Die Stadtkönne den Ausgleich nur errei-chen,wennBundundLandmitzö-gen.DemhieltMargitGöckemeyerentgegen: „DieDaumenschraubenwerdennoch enger gezogen,wennwir keinen Sparwillen zeigen.“„Wir haben einen guten Sanie-rungsplan mit Steuererhöhungenvorgelegt. Wenn das nicht reicht,muss halt der Sparkommissar kom-men“, sagte FDP-Sprecher UdoHensch lakonisch.

Auszug der Aachener Zeitung vom 13.12.2012
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 > Vermögensausschreibung, Reporting und Controlling – ein Dreiklang für 
mehr Orientierung und Sicherheit bei der kommunalen Geldanlage 

Von Alexander Etterer

Vermögensausschreibung

Alle zur Begutachtung wesentlichen Details werden systema-
tisch überprüft und mit den jeweiligen Aussagen zu einer Be-
wertung gebündelt. Diese Sicherheitsarbeit ist für die Auswahl 
eines Vermögensverwalters von entscheidender Bedeutung, ob-
wohl auch der Vermögensinhaber in ihr eine grundsätzliche und 
von ihm mitbestimmte Ordnung findet. Steht am Beginn eines 
Mandats die Orientierung und Abstimmung der Vorgehenswei-
se, so erscheint am Ende als Resultat die Qualitätssteuerung bis 
hinein in die Kostenoptimierung, sowie die Vertragsgestaltung, 
um am Ende die Performanceerwartung und das jeweilige Risi-
ko plausibel erklärt zu erhalten. Mit der Vermögensausschrei-
bung sind für Kommunen folgende Vorteile verbunden:

 > Einholung mehrerer Angebote unter gleichen Bedingun-
gen für einen objektiven Überblick über die Qualität und 
Leistungsfähigkeit; 

 > Systematische und neutrale Auswertung der Angebotsun-
terlagen durch einen unabhängigen und sachverständigen 
Dritten;

 > Angebotsanalyse identifiziert leistungsfähige Anbieter – 
weit weg von den bunten Hochglanzprospekten, in denen 
sich jeder Anbieter i.d.R. als „der Beste“ darstellt;

 > Weiterführende persönliche Gespräche mit Anbietern der 
engeren Wahl sollen den theoretischen Eindruck des An-
gebots bestätigen;

 > Festlegung einer exakt auf individuelle Anforderungen 
ausgerichtete Gesamtanlagestrategie; 

 > Vertragswerk aus Sicht des Anlegers, nicht aus Sicht der 
Bank;

 > Vermeidung von Konfliktpotenzial bzgl. Haftung, Rendite, 
Risiko, etc;

 > Bessere Verhandlungsposition bei Konditionen.

Reporting

Zahlen erklären sich nur schwer. Deshalb müssen Ergebnisauf-
stellungen der Vermögensverwalter so plausibel sein, dass sie 

auch verstanden werden. Es geht dabei auch um die seriöse 
Darstellung der Leistung, ebenso wie um Orientierung in die 
Zukunft hinein. Die Grundinformationen tauchen im Reporting 
auf und gehen weit über die reine Informationsqualität hinaus. 
Ein gutes Reporting ist immer auch eine ideale Grundlage für 
den gelebten Dialog zwischen Anleger und Vermögensverwal-
ter. Mit dem „Transparenzbericht“ hat Rödl & Partner insbeson-
dere für seine kommunalen Mandanten ein transparentes und 
aussagekräftiges Instrumentarium entwickelt, das vor allem die 
Haftungsthemen in Verbindung mit kommunalen Geldern im 
Fokus hat. Folgende Mehrwerte sind damit verbunden: 

1. Verständlichere und zielorientiertere Aufbereitung von vor-
handenen Informationen 

2. Sachgerechte Kontrolle und Überwachung der Anlage von 
Kapital und der Tätigkeit beauftragter Dritter

3. Regelmäßige (quartalsweise) Dokumentation über die 
Auseinandersetzung mit der Kapitalanlage, u. a. mit Anla-
gerichtliniencontrolling 

4. Höhere und verlässlichere Aussagekraft gegenüber externen 
Gremien 

5. Unterstützung bei Anlage- und Finanzausschusssitzungen

6. Minimierung des Informationsdefizits durch zeitnahe und 
umfassende Einsicht in die Vermögensverwaltung, um so 
besser begründete Entscheidungen treffen zu können

7. Grundsätzlich mehr Sicherheit im Umgang mit Kapitalanlage 

8. Herausarbeitung von Risiken und somit bewusste Wahr-
nehmung 

9. Unterstützung beim Haftungsmanagement (Vermeidung 
von Organisationsverschulden, Einhaltung von Sorgfalts-
pflichten, Reduzierung von Haftungsrisiken) 

10. Transparenzbericht erstellt durch einen unabhängigen 
Dritten

Vermögenscontrolling

Alle mit dem Vermögen in Beziehung stehenden Fragen und Ar-
beitsfelder werden von unserem Controlling-Team in ein syste-

Vermögensausschreibung, Reporting und Controlling und die daraus folgenden Konsequenzen: Orientierung und mehr Sicher-
heit, Ordnung und willkommene Korrekturbasis. Was vor gut zehn Jahren mit einer kleinen Analysearbeit anfing, ist inzwischen 
zu einer umfassenden, in den Details sich ergänzenden Dienstleistung für vermögensorientierte anspruchsvolle Mandanten bei 
Rödl & Partner geworden. Doch auch Kommunen können vom Team „WRC“ profitieren, indem sie dieses Wissen nutzen.   
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matisches Prüfungsnetzwerk gegeben, um interdisziplinär eine 
treffsichere Beurteilung zu ermöglichen. Die regelmäßige Aus-
einandersetzung mit diesen Informationen nennt man „Vermö-
genscontrolling“. Es steht für den Überblick aller wesentlichen 
Zahlen und Größen und ist zur Zukunftsgestaltung notwendig. 
Diese systematische Arbeit stellt sicher, dass das Vermögen 
nicht in eine dunkle Ecke gerät und Schaden erleidet. Bei regel-
mäßiger Betrachtung der Daten ist dann immer noch Zeit zur 
Kurskorrektur. Controlling ist also Vorbeugung, Sicherstellung 
und Rationalisierung einer zügigen zielorientierten Bewirtschaf-
tung von Vermögen. Damit wird der Mandant sensibilisiert und 
erhält eine immerwährende Betreuung seines Vermögens. Mit 
diesem Erfahrungsschatz dürfte er beim Vermögensverwalter 
ernst genommen werden. Er zwingt ihn zur Akkuratesse. Dies 
fordert auch der neueste Runderlass des Ministeriums für In-
neres und Kommunales des Landes Nordrhein-Westfalen zur 
Anlage von Kapital durch Gemeinden und Gemeindeverbände 
in NRW vom 11. Dezember 2012 (34-48.01.01/16-416/12). Fol-
gende wichtige Ausschnitte aus dem Runderlass:

1.  „Die Gewährleistung einer ordnungsgemäßen Haushalts-
wirtschaft erfordert eine sachgerechte Kontrolle und Über-
wachung der Anlage von Kapital sowie auch der Tätigkeit 
beauftragter Dritter ...“. Es ist dabei nicht ausreichend, die 
Kontrolle und Überwachung nur einmal jährlich vorzuneh-
men“. 

2.  „Für die Anlage von längerfristigem Kapital sollen die 
Gemeinden und Gemeindeverbände sachgerechte und 
vertretbare Rahmenbedingungen in eigener Verantwor-
tung und unter Beteiligung ihrer Vertretungskörperschaft 
schaffen“. 

3.  „Sie können auch Dritte mit der Anlage von Kapital so-
wie mit der Bewertung der Chancen und Risiken von An-
lageformen beauftragen. Diese Beauftragung entbindet 
jedoch die Gemeinden und Gemeindeverbände nicht von 
der Gesamtverantwortung für die Anlage ihres Kapitals“.

4.  „Bei den Kapitalanlagen müssen die möglichen Risiken be-
kannt, begrenzt und beherrschbar sein. Die örtlichen Anla-
geentscheidungen sind ausreichend zu dokumentieren“. 

5.  „Aus Gründen der Sicherstellung eines ordnungsgemäßen 
Ablaufprozesses bei der Anlage von Kapital wird der Erlass 
einer örtlichen Anlagerichtlinie empfohlen“.

Nutzen Sie den Jahresbeginn 2014 für eine Überprüfung der 
Rendite-/Risikostruktur Ihrer kommunalen Kapitalanlagen sowie 
der Verlässlichkeit und Haftungssicherheit Ihrer Anlagerichtlinie.
Wir stehen Ihnen mit unseren Erfahrungen aus über einem Jahr-
zehnt „Kommunale Geldanlage“ für einen unverbindlichen Er-
fahrungsaustausch jederzeit zur Verfügung. 

Kontakt für weitere Informationen:

Alexander Etterer
Diplom-Betriebswirt
Tel.:  +49 (2 21) 94 99 09-600                                       
E-Mail: alexander.etterer@roedl.com

Wealth Risk Compliance

Markterkundung/
Ausschreibung

Prüfungsleitlinien
(IDR 800)

Reporting

Controlling

Transparenzbericht

Anlagerichtlinien

Compliance-Management

Vermögen Risiko Haftung

Team „Wealth, Risk & Compliance“ (WRC)
Fach-Know-how und Kernleistungen 
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 > SEPA – ein europäischer Standard im Zahlungsverkehr
Welche Konsequenzen hat SEPA für Ihre Einrichtung? Welche Vorbereitungen sind zu treffen? 

Von Jonas Ahrens

Zum 01. Februar 2014 werden die mit der Verordnung (EU) 
Nr. 260/2012 verabschiedeten Neuerungen im europäischen 
Zahlungsverkehr wirksam – sofern nicht eine geplante Fristver-
längerung den Einrichtungen weitere sechs Monate Aufschub 
gewährt. Auch die innerdeutsche Überweisung sowie das Last-
schriftverfahren sind hiervon betroffen. SEPA – die Single Eu-
ropean Payment Area – wird die Abwicklung des Zahlungsver-
kehrs in Europa und damit auch in Deutschland vereinheitlichen. 
Betroffen sind insgesamt 33 Staaten. Neben den 28 EU-Mit-
gliedstaaten haben sich auch Island, Liechtenstein, Norwegen, 
Monaco und die Schweiz der Vereinbarung angeschlossen.

Während bei den innerdeutschen Überweisungen die Änderun-
gen für den Bankkunden überschaubar bleiben (siehe Abbil-
dung 1), sind für den Lastschriftverkehr einige Vorbereitungen 
unumgänglich.

Abbildung 1: Aufbau der IBAN für Überweisungen

Die Vorteile liegen in der standardisierten Abwicklung: 

 > elektronisch bei Ihrer Bank oder Sparkasse eingereichte 
Überweisungen müssen europaweit bereits am folgenden 
Bankarbeitstag beim Empfänger gutgeschrieben sein. 

 > Außerdem dürfen die Kosten einer SEPA-Überweisung ins 
europäische Ausland die Gebühren für eine Inlandsüber-
weisung nicht übersteigen.

Für das Lastschriftverfahren werden auch weiterhin zwei Ab-
wicklungswege bestehen bleiben. Bislang unterschied man zwi-

schen der Einzugsermächtigung und dem Abbuchungsverfah-
ren. Die neuen Bezeichnungen lauten „Basislastschriftmandat“ 
und „Firmenlastschriftmandat“.

Unabdingbare Voraussetzung für beide Arten des Lastschriftein-
zugs ist die rechtzeitige Beantragung der Gläubiger-ID bei der 
Deutschen Bundesbank (https://extranet.bundesbank.de/scp/). 
Die bereits von Kunden erteilten Einzugsermächtigungen be-
halten grundsätzlich ihre Gültigkeit. Allerdings ist der Kunde 
schriftlich unter Angabe der Gläubiger-ID und einer Mandats-
referenz darüber zu informieren, dass die von ihm erteilte Ein-
zugsermächtigung als SEPA-Lastschriftmandat weitergenutzt 
wird.

Bei der Einreichung der Lastschriften zum Einzug durch die Bank 
oder Sparkasse müssen nun auch Einreichungsfristen eingehal-
ten werden. Zudem sind bei jedem Einzug auch Mandatsnum-
mer, Gläubiger-ID und gegebenenfalls ein Verwendungszweck-
Code anzugeben.

Da mit der Umstellung einige Veränderungen in der Zahlungs-
abwicklung Ihrer Einrichtung erforderlich sind, hat sich auch das 
IDW mit möglichen Auswirkungen auf den Jahresabschluss be-

Die bereits zum 01. Februar 2014 wirksamen Änderungen im innerdeutschen und europäischen Zahlungsverkehr setzen ins-
besondere für öffentliche Einrichtungen, die ihre Einnahmen mittels Lastschriften abwickeln, einige wesentliche Vorbereitun-
gen voraus. Ohne diese Anpassungen können ab Februar keine Beträge mehr eingezogen werden, was sich unmittelbar auf 
die Liquiditätslage der betroffenen Einrichtung auswirken kann. Eine Erleichterung könnte die nun von EU-Kommissar Michel 
Barnier geplante Fristverlängerung bis zum 01. August 2014 bringen. Diese müsste jedoch noch von den EU-Staaten und dem 
EU-Parlament genehmigt werden. Ein Ergebnis stand bei Redaktionsschluss noch aus.

Das Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) hat hierzu für die Jahresabschlussprüfung 2013 eine ergänzende Prüfungshandlung 
vorgeschrieben, um dem daraus resultierenden Risiko von Liquiditätsengpässen und einer daraus resultierenden möglichen 
Insolvenz zu begegnen. Rödl & Partner berät Sie gerne hinsichtlich erforderlicher vorbereitender Tätigkeiten in Ihrer Einrichtung.

Aufbau der 22-stelligen IBAN:
  DE 23 10000000 1234567890

Länderkennzeichen
Prüfziffer
Bankleitzahl
Kontonummer
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Sprechen Sie auch mit Ihrem persönlichen Ansprechpartner bei 
Rödl & Partner diese Thematik offen an. Eine rechtzeitige Ausei-
nandersetzung mit den Anforderungen an Ihre Einrichtung wird 
Ihnen den Umgang mit SEPA erleichtern.

Kontakt für weitere Informationen:

Jonas Ahrens
B.Sc. in Banking and Finance
Tel.:  +49 (2 21) 94 99 09-455
E-Mail: jonas.ahrens@roedl.com

ziehungsweise die Jahresabschlussprüfung auseinandergesetzt. 
Das IDW kommt zu dem Ergebnis, dass diejenigen Einrichtun-
gen, die ihre Einnahmen durch den Einzug via Lastschrift reali-
sieren, ein Liquiditätsproblem bekommen könnten, sofern die 
Umstellung auf SEPA nicht rechtzeitig erfolgt.

Durch Rödl & Partner kann für Sie analysiert werden, ob die 
Zahlungsverkehrsdaten und -systeme den neuen Anforderun-
gen entsprechen. Und je nach Umfang können Sie in Ihrem Be-
trieb eventuell auch durch ein Projektteam bei den SEPA-Anpas-
sungen begleitet werden.

Dabei kommt Ihnen der interdisziplinäre Beratungsansatz von  
Rödl & Partner zu gute, der das Fachwissen aus Wirtschaftsprü-
fung, Rechts- und Unternehmensberatung abgestimmt auf Ihre 
Einrichtung zum Einsatz kommen lässt.

1 http://www.nordbayern.de/nuernberger-zeitung/n%C3%BCrnberg/baukosten-der-stadt-auf-100-millionen-euro-explodiert-1.3084563 (letzter Abruf am 07.01.2014)

Immobilien

 > Was muss der Bauherr eigentlich tun?

Von Tanja Nein

Großbauvorhaben geraten häufig dann in die Schlagzeilen, 
wenn die Baukosten aus dem Ruder laufen oder die Objekte 
nicht wie geplant in Betrieb genommen werden können. Der 
Berliner Flughafen, der Stuttgarter Bahnhof oder die Hambur-
ger Elbphilharmonie sind hier sicher die bekanntesten Beispie-
le. In München wird der Neubau des zweiten S-Bahn-Tunnels 
Mehrkosten in Millionenhöhe verursachen, so auch die Sanie-
rung des Staatstheaters; in Nürnberg wurde kürzlich der Bau 
der Feuerwache 1 wegen massiver Plankostenüberschreitung 
auf Eis gelegt. Die Eigentümer beklagen auch, dass relativ neue 
Gebäude bereits nach einigen Jahren umgebaut, einer anderen 
Nutzung zugeführt oder stillgelegt werden müssen, weil beim 
Bau Fehler begangen oder der aktuelle und künftige Bedarf der 
Nutzer im Lebenszyklus der Immobilie unvollständig berück-
sichtigt wurden. Der Nürnberger Bürgermeister Horst Förther 
forderte daher Anfang August in der Nürnberger Zeitung: „Die 
städtische Bauverwaltung muss mehr als Bauherr denken und 
auftreten.“

Auch, wenn der Bauherr Architekten oder Projektsteuerer beauftragt, bleiben doch vielfältige Aufgaben, die nur er alleine erledi-
gen kann; er hat die Ziele der Planung und der Ausführung zu definieren, den finanziellen Rahmen abzustecken, die Erreichung von 
Zwischenzielen zu prüfen, Entscheidungen zu treffen, er muss Zahlungen leisten und die fertige Werkleistung abnehmen. Darüber 
hinaus muss er die von ihm beauftragten Fachleute überwachen und die Qualität der Leistung kontrollieren. Häufig genug fehlen 
dem Bauherrn die fachlichen Kenntnisse oder die Zeit, diese Aufgaben zu erfüllen und dabei seine Position gegenüber den fach-
kundigen Planern und Unternehmern zu wahren. Die Erfüllung dieser Aufgaben ist nicht nur im Rahmen des Kooperationsgebots 
vom Bauherrn gefordert, er sollte darauf sogar besonderen Wert legen, da der Bauherr nur auf diese Weise sein Bauvorhaben unter 
Kontrolle behält und die Wahrung seiner Interessen sicherstellen kann.

Die ureigene Aufgabe des Bauherrn ist es, die Bauaufgabe zu 
definieren, die Planungsanforderungen aufzustellen, seine Ziele 
zu formulieren, deren Umsetzung zu überwachen und Entschei-
dungen für die Umsetzung zu treffen. Der Bauherr muss eine 
Bedarfsplanung erstellen und Raum- und Funktionsprogramme 
zur Verfügung stellen, damit der Architekt seine Planungsauf-
gabe erfüllen kann (vgl. OLG Stuttgart Az 10 U 90/11 vom 21. 
Januar 2012). 

Jeder Bauherr – öffentlich oder privat – sollte seine Projekte 
sorgfältig vorbereiten und technische, organisatorische, wirt-
schaftliche und rechtliche Rahmenbedingungen ermitteln. Die 
zu Beginn des Projekts getroffenen Festlegungen dienen bei der 
Umsetzung der Kontrolle und als Steuerungsgrundlage, um das 
Projekt auf Kurs zu halten und Abweichungen rechtzeitig zu 
erkennen und diesen entgegen zu steuern. Eine frühzeitige Ein-
bindung von Nutzern oder auch Gegnern eines Projektes z.B. 
erspart spätere Umplanungen auf Grund von nicht vorhergese-
hen Bedarfen oder Verzögerungen wegen Einwendungen von 
Betroffenen. 

JOBB
Juristisch organisatorische
Begleitung von Bauprojekten
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Kontakt für weitere Informationen:

Tanja Nein
Rechtsanwältin,  
Fachanwältin für Bau- und Architektenrecht
Tel.:  +49 (9 11) 91 93-35 50
E-Mail:  tanja.nein@roedl.com

Nähere Informationen zu unseren Leistungen erhalten Sie in un-
serer Broschüre „JOBB – juristisch organisatorische Begleitung 
von Bauprojekten“. 

Gerne können Sie diese kostenfrei per E-Mail bestellen:
peggy.kretschmer@roedl.com

Gemeinsam erfolgreich

JOBB
Juristisch organisatorische
Begleitung von Bauprojekten

Zwar wurde mit der Novelle der HOAI 2013 den Planern nun 
mehr Verantwortung für die Kostenermittlung und -kontrolle 
übertragen, der Bauherr kann diese Verantwortung von den 
Architekten auch einfordern. Bisher unklar ist, ob diese neuen 
Risiken von den Berufshaftpflichtversicherungen der Architek-
ten und Ingenieure vollständig gedeckt sind. Welche Folgen 
dies künftig haben wird, ist derzeit noch nicht absehbar. Die 
Durchsetzung solcher Ansprüche kostet viel Zeit, der Ausgang 
ist häufig ungewiss und die Vollstreckung hängt davon ab, ob 
beim Schuldner ausreichend Vermögen oder eine Versicherung 
vorhanden ist.

Die Übertragung von Risiken und die Schaffung von Haftungs-
ansprüchen ist für den Bauherrn zwar notwendig, wesentlich 
sinnvoller ist es allerdings, die Streitfälle und damit das Bauher-
renrisiko durch gute Vorbereitung der Bauprojekte zu vermei-
den oder zumindest zu reduzieren. 

Für die Zielklärung und die Vorbereitung seiner Entscheidun-
gen fehlen dem Bauherren aber häufig geeignete Mittel. Die 
am Bau beteiligten Fachleute, insbesondere Architekten und In-
genieure sind zwar gehalten, die Interessen des Auftraggebers 
zu vertreten; sind Probleme aber bereits aufgetreten und wird 
eine eigene Haftung befürchtet, wird der regelmäßig vorhan-
dene Wissensvorsprung aber eher genutzt werden, die eigene 
Position zu stärken und nicht unbedingt dazu, den Bauherrn zu 
schützen. 

Der Kollege Hendrik Ahrens hat in seinem Artikel auf Seite 11 die 
aktuelle und die aus der Sicht der Kommune wünschenswerte 
Situation dargestellt. Personell gut ausgestattete Bauämter sind 
in der Lage, die Bauherrenaufgaben wahrzunehmen und die 
laufenden und wiederkehrenden Projekte so wirtschaftlich und 
terminlich erfolgreich umzusetzen. Bei größeren Projekten und 
vor allem Spezialprojekten außerhalb des laufenden Geschäftes 
unterstützen die Experten von Rödl & Partner im Rahmen von 
JOBB (juristisch organisatorische Begleitung von Bauprojekten). 
Da wir gerade nicht an der operativen Umsetzung des Projekts 
beteiligt sind, dienen wir ausschließlich den Interessen des Bau-
herrn und bringen ihn auf Augenhöhe mit den übrigen Beteilig-
ten. Unsere objektive und ganzheitliche Betrachtung des Bau-
vorhabens von der Idee bis zur späteren Nutzung des Objekts ist 
ein Baustein zum Erfolg des Bauvorhabens. 

Gemeinsam erfolgreich

JOBB
Juristisch organisatorische

Begleitung von Bauprojekten
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 > HOAI-Leistungen – mehr Eigenleistung wagen?

Von Hendrik Ahrens

Beschränkung auf Bauherrenfunktion birgt Risiken

Ein Teilnehmer des 2. Bauamtsleitertages Bayern 2013 in Nürn-
berg brachte es auf den Punkt: „Das Problem ist, dass wir in den 
Kommunen nicht mehr selber planen und somit das Know-how 
verloren geht.“ Die Problematik nicht mehr ausreichenden Wis-
sens über Planungs- und Projektsteuerungsleistungen beschrei-
ben landauf, landab Vertreter von Bauämtern, insbesondere auf 
der kommunalen Ebene. Sie ist Ergebnis einer Entwicklung über 
viele Jahre, in denen Kommunen wie auch andere öffentliche 
Bauherren HOAI-Leistungen, d.h. Leistungen nach der Hono-
rarordnung für Architekten und Ingenieure, zu immer größeren 
Teilen an externe Dienstleister vergeben haben, verbunden mit 
einem Abbau des Personals in ihren Hochbauämtern bzw. -ab-
teilungen.

Mittlerweile stellen öffentliche Bauherren immer wieder fest, 
dass ohne eigenes, qualifiziertes Personal auch die Vergabe von 
HOAI-Leistungen Risiken birgt. Viele Bauverwaltungen können 
aufgrund fehlender Kapazitäten die Leistungen externer Planer 
und Projektsteuerer nur noch unzureichend beurteilen. Damit 
ist eine fachlich angemessene Kontrolle im Sinne der nicht de-
legierbaren Bauherrenaufgaben kaum möglich. Auch ist mit 
dem Verzicht auf eine eigene, vorgelagerte Bedarfsplanung 
und Kostenermittlung ein nicht zu unterschätzendes Budgetri-
siko verbunden. Zudem können durch Schlechtleistung externer 
Dienstleister entstandene Schäden eingeklagt werden. Neben 
dem damit verbundenen Aufwand für den Bauherrn und den 
Prozessrisiken trägt dieser jedoch in der öffentlichen Wahrneh-
mung auch den größten Teil des Imageschadens.

Wirtschaftliche Nachteile einer vollständigen Fremdver-
gabe

Die Erfahrung insbesondere öffentlicher Hochbauabteilungen 
zeigt, dass auch bei vollständiger Vergabe von Planungs- und 
Projektsteuerungsleistungen an externe Dienstleister ein signi-
fikanter Anteil dieser Leistungen weiterhin selbst erbracht wer-
den muss, um die geschilderten Risiken zu vermeiden. Zudem 
ergibt sich in öffentlichen Bauverwaltungen ein relativ hoher 
Aufwand für die Kommunikation mit externen Dienstleistern 

Nachdem lange Zeit öffentliche Bauherren HOAI-Leistungen zunehmend an Architekten- und Ingenieurbüros vergeben haben, 
lässt sich in den letzten Jahren eine Gegenbewegung feststellen. Auf kommunaler Ebene wie bei Landesbaubetrieben gibt es Be-
strebungen, einen höheren Anteil der HOAI-Leistungen wieder selbst zu erbringen. Grund hierfür ist zum einen die Erkenntnis, 
dass ohne eigene Fachkompetenz auf diesem Gebiet die Leistungen beauftragter Architekten oder Projektsteuerer nicht hinrei-
chend zu kontrollieren sind. Zum anderen zeigen sich teilweise auch wirtschaftliche Nachteile einer vollständigen Fremdvergabe. 
Die mit der Novellierung der HOAI im Jahr 2013 verbundenen Honorarkostensteigerungen bieten aktuell Anlass, die Frage nach 
dem optimalen Eigenanteil bei HOAI-Leistungen neu zu stellen.

aus den besonderen Anforderungen der öffentlichen Bautä-
tigkeit, die bspw. in den vielfach zu beobachtenden Verände-
rungen der Leistungsverzeichnisse nach dem eigentlichen Ab-
schluss der Planungsphase bestehen.

Qualifizierte Schätzungen gehen – je nach Umfang und Kom-
plexität der Baumaßnahmen – von einem Anteil zwischen 20 
und 40 Prozent der vergebenen Planungs- und Projektsteue-
rungsleistungen aus, die vor allem für Kommunikations- und 
Koordinationserfordernisse zwischen Bauherren und externen 
Planern und Projektsteuerern weiterhin in den öffentlichen 
Bauabteilungen anfallen. Dabei liegt der Anteil in der Regel bei 
kleineren Baumaßnahmen höher als bei großen Projekten. An-
gesichts des Umfangs der trotz vollständiger Vergabe der Leis-
tungsphasen weiterhin in den Bauabteilungen zu erbringenden 
Leistungen ist die Feststellung eines kommunalen Hochbaulei-
ters in Baden-Württemberg nachzuvollziehen: „Wenn wir oh-
nehin ständig und intensiv mit dem Projekt befasst sind, könn-
ten wir es auch gleich ganz selbst machen.“

Wandel bei der Bewertung von Eigen- und Fremdleistung

Angesichts der beschriebenen Probleme und Nachteile einer 
vollständigen Fremdvergabe von HOAI-Leistungen streben auf 
der einen Seite kommunale Hochbauabteilungen ebenso wie 
Landesbaubetriebe verschiedener Bundesländer an, zukünftig 
wieder einen größeren Anteil der Planungs- und Projektsteue-
rungsleistungen selbst zu erbringen. Ziel dabei ist es, zum einen 
Schnittstellenverluste bei der Koordination mit externen Dienst-
leistern zu vermeiden und zum anderen über ausreichende 
Kompetenzen für die eigenständige Abwicklung von Baumaß-
nahmen sowie insbesondere die Kontrolle von Fremdleistungen 
zu verfügen.

Auf der anderen Seite gelten auch weiterhin die Vorteile der 
Fremdvergabe, darunter insbesondere die Entlastung der öf-
fentlichen Bauherren vom Auslastungs- und Personalrisiko so-
wie die Möglichkeit, mit dem Einkauf von Architekten- und 
Ingenieurleistungen kontinuierlich spezielles Fachwissen einbin-
den zu können, das insbesondere kleine und mittlere Kommu-
nen nicht für sämtliche Baumaßnahmen vorhalten könnten.
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Honorarkostensteigerungen im Zuge der HOAI-Novellie-
rung 2013

Ein zusätzliches Argument für einen höheren Eigenanteil bei 
HOAI-Leistungen stellt die Novellierung der HOAI dar, die am 
17. Juli 2013 in Kraft getreten ist. Durch Anhebung der Tafel-
werte, unter anderem als Folge erweiterter Leistungsbilder, ist 
nach Berechnungen des Deutschen Städtetags mit der neuen 
HOAI eine Steigerung der Honorare um durchschnittlich 17 
Prozent verbunden, unabhängig von der Entwicklung der für 
die Honorarberechnung zugrundezulegenden anrechenbaren 
Kosten. Für kleinere Baumaßnahmen, die einen großen Teil 
der kommunalen Investitions- und Bauunterhaltungstätigkeit 
ausmachen, ist sogar mit einer überdurchschnittlichen Hono-
rarsteigerung um bis zu 30 Prozent zu rechnen. Kommuna-
le Spitzenverbände sowie kommunale Hochbauabteilungen 
rechnen angesichts der Honorarsteigerungen mit deutlichen 
Kostensteigerungen für Hochbaumaßnahmen. Ein vom Bun-
desministerium für Wirtschaft und Technologie (BMWi) in Auf-
trag gegebenes Gutachten kommt zu dem Ergebnis, dass sich 
durch die Honorarkostensteigerungen die Gesamtkosten einer 
Kommune für Baumaßnahmen im Vergleich zur HOAI 2009 um 
durchschnittlich 3,39 Prozent erhöhen werden.

Höherer Eigenanteil bei HOAI-Leistungen – Chance oder 
Risiko?

Vor dem dargestellten Hintergrund stellt sich für öffentliche 
Bauherren die Frage neu, ob ein höherer Eigenanteil bei HOAI-
Leistungen wirtschaftlich sinnvoll ist. Dabei gilt es, Risiken wie 
Auslastungsprobleme bei schwankenden Bauvolumina, Schwie-
rigkeiten des öffentlichen Dienstes bei der Gewinnung quali-
fizierten Personals, Herausforderungen der Personalsteuerung 

etc. gegen die Chancen von mehr hausinterner Fachkompetenz 
sowie einer höheren Wirtschaftlichkeit gegenüber der vollstän-
digen Fremdvergabe abzuwägen.
In der Regel wird der optimale Eigenanteil bei HOAI-Leistungen 
– je nach Umfang der Bautätigkeit des öffentlichen Bauherrn – 
nur einen Teil der Projekte und Leistungsphasen umfassen. In 
Projekten von Rödl & Partner konnte ein wirtschaftlicher Vorteil 
eines höheren Eigenanteils bei HOAI-Leistungen, verbunden mit 
einem Aufbau personeller Kapazitäten für Planungs- und Pro-
jektsteuerungsleistungen, von teilweise 20 bis 30 Prozent ge-
genüber der vollständigen Fremdvergabe nachgewiesen werden.
Für die fundierte Beurteilung und Abwägung von Chancen und 
Risiken sind vor allem eine qualifizierte Abschätzung der zu-
künftigen Baubedarfe, eine exakte Personalbedarfsbemessung 
sowie die Analyse der organisatorischen Anforderungen und 
der Umsetzungsvoraussetzungen, wie bspw. die Einführung 
einer professionellen Personalsteuerung erforderlich. Durch die 
Bündelung von juristischem Sachverstand, Ingenieurwissen und 
betriebswirtschaftlicher Kompetenz bietet Rödl & Partner sämt-
liche Leistungen für die Analyse der optimalen Ausrichtung öf-
fentlicher Bauabteilungen aus einer Hand an.

Kontakt für weitere Informationen:

Hendrik Ahrens
Diplom-Politologe
Tel.:  +49 (2 21) 94 99 09-211
E-Mail:  hendrik.ahrens@roedl.com

Verkehr

 > Multimodale Verkehre als Herausforderung für die etablierten ÖV-Akteure

Von Jörg Niemann

Die Zukunft der urbanen Mobilität wird multimodal sein. In Städten wie Hamburg, Berlin, Düsseldorf, Stuttgart und Hannover 
treiben private Fahrzeughersteller seit Jahren die Einführung multimodaler Verkehrsangebote voran. Die etablierten ÖV-Akteure 
waren und sind hierbei häufig nur Zaungäste dieser Entwicklung. Trotz des großen politischen Interesses und der eindeutigen 
Präferenz der Kunden für eine verkehrsmittelübergreifende Mobilität haben die Verkehrsverbünde und Verkehrsunternehmen 
bislang nur sehr zaghaft eigene Ideen und Ansätze hierzu verfolgt. Wenn der ÖPNV auch weiterhin das Rückgrat der Mobilität 
sein soll, müssen die etablierten Akteure zukünftig die Anforderungen definieren und damit den Rahmen für eine multimodale 
Mobilität vorgeben.

Chancen für den Marktführer nutzen
Verkehrsverbünde und Verkehrsunternehmen bestimmen den 
öffentlichen Verkehr. Auch für die Ausgestaltung einer multi-

modalen Zukunft können sie einiges bieten. So hängt der öko-
nomische Erfolg multimodaler Angebote maßgeblich von der 
Einbeziehung in die vorhandenen ÖV-Strukturen ab. Dies gilt 
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etwa für die Tarifanwendung, die Nutzung von Informations-, 
Zugangs- und Bezahlsystemen und die Nutzung von Haltestellen 
und Bahnhöfen als gemeinsame Klammer der verschiedenen 
Mobilitätsangebote. Verkehrsunternehmen und -verbünde sind 
mit ihrer breiten Angebotspalette und Kundenbasis ein zentra-
ler Bestandteil urbaner Mobilität. Ihnen kommt daher bei den 
anstehenden Aufgaben eine wichtige Koordinationsfunktion 
zu. Erst die vielfältige Verbindung und Verknüpfung von Ver-
kehrsmitteln und Wegeketten eröffnet neue Potenziale und 
Synergien für die etablierten Akteure und die neuen Anbieter: 
Carsharing-Angebote und Fahrradverleihsysteme können als Er-
gänzung und Zubringer des ÖPNV die multimodale Alternative 
zur alleinigen Nutzung des Autos sein. Neue Verkehrsmittel in 
Form von Elektroautos und E-Bikes bieten zudem neue Chan-
cen durch die Erschließung eines neuen Nutzerkreises. Auch 
die Zielgruppenbetrachtung zeigt eine hohe Affinität zwischen 
Carsharing-Kunden und ÖPNV-Nutzung. 

Rechtliche Anforderungen gestalten

Die bisherige Zurückhaltung der etablierten Akteure mag in der 
Vielzahl rechtlicher Anforderungen ihre Ursache haben. Zu be-
achten sind genehmigungs- und kartellrechtliche Fragen sowie 
die Regelungen des Vergabe-, des Beihilfen- und des Kommu-
nalrechts. 

Unsicherheiten bestehen bereits bei der rechtlichen Zuordnung 
solcher Verleihsysteme zum öffentlichen oder privaten Verkehr 
– und dies mit weitreichenden Konsequenzen: Aus der fehlen-
den Zuordnung können Rechtsfragen bei der Bereitstellung 
öffentlichen Parkraums entstehen. So ist unklar, ob eine Kom-
mune berechtigt ist, öffentlichen Parkraum exklusiv für (private) 
Carsharing-Betreiber vorzusehen, welche ausschließlich private 
Renditeziele verfolgen. Hilfreich kann sodann die Einbeziehung 
in ein öffentliches Mobilitätskonzept sein, wonach diese Ange-
bote auch im öffentlichen Interesse sind. Weitere Anforderun-
gen ergeben sich, wenn mehrere Betreiber vor Ort sind und die-
se um den öffentlichen Parkraum konkurrieren. In diesen Fällen 
bietet sich die Erstellung einer Satzung an, in der die Zugangs- 
und Nutzungsbedingungen für alle potenziellen Betreiber ein-
heitlich geregelt sind.

Sofern die Kommunen selbst oder kommunale Verkehrsunter-
nehmen aktiv werden, können auch die Regelungen zur wirt-
schaftlichen Betätigung der Kommunen gem. § 104ff. Ge-
meindeordnung der jeweiligen Länder zu berücksichtigen sein. 
Insoweit ist genau zu prüfen, ob eine wirtschaftliche Betätigung 
in Form der Erbringung eigenständiger multimodaler Verkehrs-
leistungen überhaupt zulässig ist, da diese von der Einordnung 
als „öffentlicher Verkehr“ (vgl. Art. 107 Abs. 3 GO NRW) ab-
hängt. 

Ferner unterfällt der Betrieb des Carsharings nicht der Geneh-
migungspflicht nach dem Personenbeförderungsgesetz 
(PBefG). Aus der Anwendung von Beförderungsentgelten und 

-bedingungen für das Carsharing-Angebot werden aber Ände-
rungen an den genehmigten Beförderungsentgelten und -be-
dingungen erforderlich, die wiederum nach den Regelungen 
des PBefG zustimmungspflichtig sind. 

Zudem unterliegen der Zusammenschluss und die Durchfüh-
rung von Verkehrskooperationen, wie etwa Verkehrs- und Ta-
rifverbünden, grundsätzlich den kartellrechtlichen Vorgaben 
des § 1 GWB (Kartellverbot) und §§ 35f. GWB (Fusionskont-
rolle). Dies gilt auch für die Einbeziehung intermodaler Ver-
kehrsanbieter und deren Integration in eine bestehende Ver-
kehrs- und Tarifkooperation. Diese können zu Auswirkungen 
auf den Passagiermärkten mit anderen, etablierten Carsharings 
und zum Ausschluss weiterer Carsharing-ähnlicher Angebote 
führen. Exklusive Vereinbarungen könnten zudem als Behinde-
rungs-, Preishöhen- und Konditionsmissbräuche bewertet wer-
den, von denen Verkehrsverbünde als „positive Kartelle“ des 
öffentlichen Verkehrs bislang freigestellt waren. Im Falle einer 
Verletzung des Kartellverbotes oder einer übersehenen vorhe-
rigen Fusionskontrollanmeldung droht die Unwirksamkeit der 
Verträge gem. § 134 BGB, § 41 Abs. 1 S. 2 GWB sowie die 
Verhängung empfindlicher Geldbußen gem. § 81 Abs. 1 Nr. 1, 
Abs. 2 Nr. 1 GWB.

Werden öffentliche Mittel oder mittelbare Vorteile zugunsten 
multimodaler Angebote durch die öffentliche Hand bereitge-
stellt, können auch die vergaberechtlichen Regelungen zu be-
achten sein. Ob dabei das Kartellvergaberecht zur Anwen-
dung gelangt, hängt davon ab, ob der Schwerpunkt in der 
„Beschaffung“ einer Leistung der Anbieter von Verleihsystemen 
liegt oder ob lediglich eine „Förderung“ oder „Verwertung“ 
vorgenommen wird. Die Grenzen sind nicht immer leicht zu 
ziehen. 

Die Gewährung öffentlicher Mittel und mittelbarer Vorteile  
muss sich zudem stets an den beihilferechtlichen Vorgaben 
messen lassen, um eine Verfälschung des Wettbewerbs zu ver-
meiden. Die maßgeblichen Regelungen ergeben sich aus Art. 
93, 106, 107 und 108 des AEUV-Vertrages. Daneben bestehen 
zahlreiche Sonderregelungen für die Förderung umweltfreund-
licher Antriebstechniken, die Erprobung innovativer Verkehrs-
konzepte, etc. Sofern diese keine Anwendung finden, ergeben 
sich die Anforderungen aus der Entscheidung des Europäischen 
Gerichtshofs in der Rechtssache Altmark-Trans. Erforderlich ist 
danach, dass die Parameter für die Berechnung des Ausgleichs 
zuvor objektiv und transparent definiert werden und eine Über-
kompensation, insbesondere ein übermäßiger Gewinnauf-
schlag, vermieden wird. Aufgrund der beihilferechtlichen Ge-
winnbegrenzung dürften diese Anforderungen nicht immer im 
Interesse der privaten Betreiber sein. Diese Restriktionen gelten 
nicht, wenn die Verkehrsdienste und die hierfür bereitgestellten 
öffentlichen Mittel im Wege einer Ausschreibung und damit im 
Wettbewerb vergeben werden.
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Fazit

Soll zukünftig eine integrierte Verkehrsleistung ermöglicht wer-
den, sind Aufgabenträger, Verkehrsverbünde und Verkehrsun-
ternehmen aufgerufen, die hierfür notwendigen rechtlichen, 
organisatorischen und verkehrlichen Voraussetzungen zu schaf-
fen. Dies betrifft etwa die Einbeziehung in die gesamtstädtische 
Planung und die Entwicklung von Mobilitätskonzepten und 
geeigneten Organisationsmodellen, die über die bisherige Rolle 
der Verkehrsverbünde hinausgehen. 

Kontakt für weitere Informationen:

Jörg Niemann
Diplom-Jurist
Tel.:  +49 (40) 22 92 97-733
E-Mail:  joerg.niemann@roedl.com

 > Was bringt die Revision der Regionalisierungsmittel?

Von Dr. Heiko Schuh und Alexander Terpitz

Die bisherigen Regionalisierungsmittel wurden mit einer Dyna-
misierungsrate von 1,5 Prozent fortgeschrieben. Vor dem Hin-
tergrund höherer Inflationsraten und stetig gestiegener Infra-
strukturentgelte für Trassen und Stationen in den letzten Jahren 
führte dies zu einer „Entwertung“ der Mittelausstattung für 
den SPNV. Erfreulicherweise sieht nun der Koalitionsvertrag vom 
27. November 2013 sowohl eine „substanzielle“ Erhöhung der 
Bundesmittel für die Verkehrsinfrastruktur vor, als auch eine 
„zügige Einigung mit den Ländern“ über die Regionalisierungs-
mittel. Diese sollen für den „Zeitraum ab 2019 in der Bund-
Länder-Finanzkommission auf eine neue Grundlage“ gestellt 
werden. Insoweit kommt dem Gutachten ein wichtiger Beitrag 
zur Bemessung und Verteilung der Regionalisierungsmittel zu.

Im Jahr 2014 steht die für den ÖPNV wichtige Revision der Regionalisierungsmittel an. Hierzu ermittelt das Beraterkonsortium, 
bestehend aus KCW, ETC und Rödl & Partner, im Auftrag der 16 Bundesländer den Finanzierungsbedarf für den ÖPNV in den 
Jahren 2015 bis 2030. Dabei kommt ein Ist-Ansatz zur Anwendung, wonach der vertraglich vereinbarte Ausgleich in den Ver-
kehrsverträgen erfasst und auf die folgenden Jahre fortgeschrieben wird. Die Ergebnisse werden voraussichtlich Mitte diesen 
Jahres vorliegen. Die Neufestsetzung der Regionalisierungsmittel und deren Verteilung auf die Bundesländer ist von zentraler 
Bedeutung für den SPNV.

Was ist die Revision?

Die Aufgaben- und Finanzverantwortung für den Schienenper-
sonennahverkehr (SPNV) ging in der zweiten Strukturreform 
ab dem Jahr 1996 vom Bund auf die Länder über (sog. Regi-
onalisierung des SPNV). Ab diesem Zeitpunkt übernahmen die 
Länder die politische und verkehrliche Verantwortung für den 
SPNV. Hierzu konnten sie aber nur auf Basis einer vernünftigen 
Finanzausstattung bereit sein. In Art. 106a GG wurde daher 
festgelegt, dass den Ländern ab 1996 für den ÖPNV ein Betrag 
aus dem Steueraufkommen des Bundes zusteht. Die Einzel-
heiten wurden im Regionalisierungsgesetz von 1993 geregelt, 
das in den Folgejahren mehrfach geändert wurde. In § 5 Abs. 
5 RegG der aktuellen Fassung ist festgelegt, dass für das Jahr 
2015 die Neufestsetzung der Höhe der den Ländern zustehen-
den Regionalisierungsmittel erfolgen soll.

Unser Gutachtenauftrag

Die Verkehrsministerkonferenz hat im Oktober 2010 eine gut-
achterliche Bewertung zur fachlichen Unterstützung der Ein-
schätzung des Bedarfs an Regionalisierungsmitteln ab dem Jahr 
2015 beschlossen. Grundlegendes Ziel des Gutachtens zur Re-
vision der Regionalisierungsmittel ist es, eine überzeugende und 
fachlich belastbare Argumentation der Länder gegenüber dem 
Bund zur Begründung einer zukunftsgerechten Ausstattung mit 
Regionalisierungsmitteln zu erarbeiten.

In dem vom Arbeitskreis Bahnpolitik (AK Bahnpolitik) an das 
Beraterkonsortium vergebenen Gutachten ist der Finanzmittel-
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bedarf bei den Regionalisierungsmitteln ab dem Jahr 2015 un-
ter Einbezug der Bestellerentgelte, des finanziellen Bedarfs für 
die Infrastrukturförderung und der sonstigen Ausgaben zu er-
mitteln. Von der Regulierungsbehörde akzeptierte Trassen- und 
Stationsentgeltsysteme einschließlich einer eventuellen Anreiz-
regulierung sind ebenfalls zu berücksichtigen.

Inhalte des Gutachtens

Ausgangspunkt des Gutachtens ist eine Ist-Kosten-Analyse der 
Verkehrsverträge zwischen den Aufgabenträgern bzw. Bestel-
lerorganisationen für den SPNV und den Eisenbahnverkehrs-
unternehmen. Im Kern der Erhebung steht die Frage der Da-
tenerfassung. Hierzu ist eine enge Zusammenarbeit zwischen 
den Trägern der Daten und den Gutachtern unerlässlich. Die 
Erfassung erfolgt auf der Grundlage einer Datenbank, über die 
gleichzeitig die Daten aufbereitet und ausgewertet werden. 
Dies geschieht über das dafür entwickelte Analyse- und Aus-
wertungstool (Akronym: AnATol).

Hinsichtlich der Arbeitsteilung zwischen Auftraggeber und Gut-
achter werden zwei Ebenen unterschieden:

 > Bei den bestehenden und künftig geplanten SPNV-Leistun-
gen wurde für sinnvoll gehalten, dass die Länder, vertreten 
durch die Aufgabenträger- bzw. Bestellerorganisationen, 
die Daten aus den Verkehrsverträgen eigenständig einge-
ben konnten. Voraussetzung dafür war, die Eingabe mit-
hilfe einer geeigneten Datenstruktur sowie einer möglichst 
selbsterklärenden Maske vorzustrukturieren und zu stan-
dardisieren.

 > Für alle weiteren Verwendungszwecke der Regionalisie-
rungsmittel, wie ÖSPV, Tarifausgleich, Infrastrukturinvesti-
tionen und Sonstiges, erscheint es hilfreich, die Datenein-
gabe auf den Gutachter zu übertragen.

Bevor in der Datenbank mit umfangreichen Analysen begonnen 
werden kann, ist es notwendig, die Daten anhand von Stich-
proben oder anderer geeigneter Verfahren durch die Gutachter 
zu plausibilisieren (Kern der materiellen Prüfung). Die Verträge 
werden auf ihre typische Logik beziehungsweise auf mögliche 
Widersprüche hin untersucht. Ergänzende stichprobenartige 
Analysen beziehen sich auf Detailprüfungen.

Regelungen zu Dynamisierungsklauseln werden schon bei der 
Erfassung der verkehrsvertraglichen Regelungsinhalte im Analy-
setool angelegt und bei der Ermittlung des Zuschussbedarfs je 
Verkehrsvertrag einbezogen.

Für die Empfehlungen zur zukünftigen Entwicklung werden 
Modelle entwickelt, die mit ihren vorgeschlagenen Bezugsgrö-
ßen, Regelungen und Werten verschiedene „typische“ (Erhal-
tung und dauerhafte Finanzierung des Status quo) Parameter 
unterscheiden. In die Modellbildung fließen hierzu die kon-
kreten Erkenntnisse insbesondere hinsichtlich der in der Praxis 

gelebten Dynamisierungsprinzipien aus der Aufbereitung der 
Verkehrsverträge der Aufgabenträger mit ein, da diese zumin-
dest ein Indiz darstellen, wie bestimmte Preisstandrisiken im 
Verkehrsmarkt gehandhabt werden können.

Ausblick

Besonders relevant erscheint aus derzeitiger Perspektive, die un-
terschiedlichen Charakteristika der wesentlichen Kostentreiber 
für die künftig zu erwartenden finanziellen Herausforderungen 
der Länder bei den Dynamisierungsmodellen mit einzubeziehen. 
Hier treten die Infrastrukturbenutzungsentgelte besonders her-
vor. Bislang werden die den Ländern zur Verfügung stehenden 
Regionalisierungsmittel „entwertet“, indem sie zu immer höhe-
rem Anteil für Nutzungsentgelte der DB-Infrastrukturunterneh-
men aufgewendet werden müssen. Dabei liegt die Überlegung 
nahe, aus Sicht der Länder bei der künftigen Dynamisierungsre-
gelung den Bund mehr in die Pflicht zu nehmen. Insoweit wäre 
ein Anreiz zu setzen, dass sich der Bund stärker für mehr Effi-
zienz der Infrastrukturbewirtschaftung „seines“ Unternehmens 
engagieren würde und damit im eigenen Interesse dämpfend auf 
den wichtigsten Kostentreiber des SPNV der vergangenen Jahre 
einwirken könnte. Die vollständige Abführung des Gewinns der 
Eisenbahninfrastrukturunternhemen der DB AG an den Bund, 
den dieser sodann in einen zu schaffenden Infrastrukturfonds 
zur Finanzierung der Schieneninfrastruktur einbringt, wäre eine 
denkbare Option für eine dauerhafte und verlässliche Neuge-
staltung der öffentlichen Verkehrs(-infrastruktur)-finanzierung.

Kontakt für weitere Informationen:

Dr. Heiko Schuh
Diplom-Kaufmann
Tel.:  +49 (2 21) 94 99 09-202
E-Mail:  heiko.schuh@roedl.com

Alexander Terpitz
Diplom-Betriebswirt (BA)
Tel.:  +49 (3 41) 22 55-320
E-Mail:  alexander.terpitz@roedl.com
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„Jeder Einzelne zählt“ – bei den Castellers und bei uns.

Menschentürme symbolisieren in einzigartiger Weise die Unternehmenskultur 
von Rödl & Partner. Sie verkörpern unsere Philosophie von Zusammenhalt, 
Gleichgewicht, Mut und Mannschaftsgeist. Sie veranschaulichen das Wachstum 
aus eigener Kraft, das Rödl & Partner zu dem gemacht hat, was es heute ist. 

„Força, Equilibri, Valor i Seny“ (Kraft, Balance, Mut und Verstand) ist der ka-
talanische Wahlspruch aller Castellers und beschreibt deren Grundwerte sehr 
pointiert. Das gefällt uns und entspricht unserer Mentalität. Deshalb ist Rödl & 
Partner eine Kooperation mit Repräsentanten dieser langen Tradition der Men-
schentürme, den Castellers de Barcelona, im Mai 2011 eingegangen. Der Verein 
aus Barcelona verkörpert neben vielen anderen dieses immaterielle Kulturerbe.

Wege aufzeigen

„Wenn man Bahnbrechendes erschaffen will, muss man sich von Gewohntem 
lösen und immer wieder neue Wege gehen.“

Rödl & Partner

„Jeder Schritt will wohlüberlegt sein, wenn ein Castell entsteht. Nur so schaffen 
wir es bis an die Spitze. Eine Position einzunehmen, sich voll darauf zu konzent-
rieren: Das muss einfach gegeben sein – anders funktionieren unsere Menschen-
türme nicht.“

Castellers de Barcelona
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Vom 11. bis 13. Februar 2014  
findet in Essen wieder die Euro- 
päische Leitmesse der Energiewirt-
schaft statt. An drei Tagen haben 
Besucher erneut vielfältige Möglich-

keiten, um mit Stadtwerken, Energieversorgungsunternehmen, 
Kommunen und Dienstleistern in den Dialog zu treten.

Auch Rödl & Partner wird wieder mit einem eigenen Stand auf 
dem Essener Messegelände vertreten sein. Sie finden uns in  
Halle 7 am Stand 511. Wir freuen uns auf Ihren Besuch!

Rödl & Partner intern

 > E-world energy & water in Essen

 > FM Messe in Frankfurt am Main

Vom 25. bis 27. Februar 
2014 bietet die Fach-
messe Facility Manage-
ment in Frankfurt am 
Main wieder die Gele-

genheit, sich an drei Tagen einen umfassenden und aktuellen 
Überblick über das Produkt- und Dienstleistungsangebot im 
Bereich FM zu verschaffen. Im Rahmen von Messe, Kongress, 

Forum und Abendveranstaltung haben Sie zahlreiche Möglich-
keiten, in direkten Dialog mit kompetenten Partnern und Lö-
sungsanbietern zu treten. 

Sie finden uns in Halle 11.0. am Stand B37. Wir freuen uns auf 
Ihren Besuch! 

Kontakt für weitere Informationen:

Peggy Kretschmer
B.Sc. Wirtschaftswissenschaften
Tel.:  +49 (9 11) 91 93-35 02
E-Mail:  peggy.kretschmer@roedl.com


